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n""':' ··11(611 der Beilagen zu den stenogra~hischen Protokollen des N~tionalrates':'" I 

< • XlI. Gesetzgebungsperiode 

'v REPUBLIK (JSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR, SOZIALE VERWALTUNG 

Ä9, ~ '/ A. SJ 01 0 Wie~; den """,:,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,:,,,,,,,,,,,,,.197,, , 
J r...(", '."" '. ," Stubcllrmg 1, " 
~~ /J ' Telephon 575655 ",' 

ZUo./.JV • .' 

:Zl.. 41' .002/6-26/1971 9 .. Juli '1971 " 
Präs. aftL_ .. ;....._~ , ' 

. "'~ 

Beß.ntwortungdef Arifrage,der AQ,geordneten 

zum Nationalrat MELTER und Genossen, be­

treffend Einsparungen bei A:\1sgle,~Qhszulag~n 

für Kriegerwitwen, vom 5. Mai 1971, Zl. 550/J .. 

Diese. An.fragebee:b.l'e ich mich w:iefol.gt· zu 
beantworten: 

Zu Punkt 1 und 2: 

Zum' 1. JEinner 1971 wurden nach dem KOVG',an 
96.665 Wib;len LeistUl).gen ausbez.ahlt .. Von den ge-' 

'. . - . . '. 

nannten Witwen erhielten 39.386 keine Zusatzrente, 

d. h. ihr nach dem KOVG anzurechnendes Einkommen 

, lag über 1.528 S monatlich. Die verbleibenden 

'57.279 Witwen erhielten Zusatzrente, über ihre 

,\:'Einkommensverhältnisse und ihre Zusatzrenten','gibt 

nachstehende Übersicht Aufschluß • 

, Zahl der 
"Wit,wen 

(1) 9.603 

. ' 
Mt I. Einkommen 

bis 277 

" 
S 

Mtl. Zusatzrente 
inklusive 

allfälliger Erhöhung' 

1.049 S 

.' ~.i ," : ' : 

(2) 31.999 278 866 ." 1.048 bis 460 S 
.' , '" I ' •. ~ 

C3) 7.624 867 n 1.069 11 459 S 

(4)8~05'3 1.070 11 1.527 11 458 bis 1 S 

"Die in Zeile (1) genannten \llitwen kommen im Hinblick· 

auf .ihr geringes Einkommen für eineWitwenpension 

?,aus der Sozialversicherung nicht in Frage. Die in 

den übrigen Zeilenangefüh:rtenWitwen kommen für 

.,eine.,Wi twenpension au,s der- Soz:t.l3,lversicherung in 

Frage, wobei zu berücksichtigen ist, . daß nur.in 

" etwa '62 % der Fälle ein Doppelbe,zug gegeben ist.· 

" 
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Die in Zeile (2) gene,:D.11ten vlit\-ien erhaJ,. ten zu ihrer 

I,li twenpension aus deI'Sozial versicherung aus l1i tteln 

d.es·J}()VG eine Ergänzung auf 1 .. 326 S monatlich. Für 
, ' 

diesevlitwen hätte im 2 .. Halbjahr 1971 die Ausgleichs-

zulage 1~528 S - 1.326 S = 202 S betragen. Die in 

Zeile (3) genannten \-litwen erhalten zu ihrer t,Jitwen­

'pensio,n aUf, der Sozi.alversi.cherung aus J:1itteln des: 

KOVG·eine. Ergänzung auf 1.326 S bis 1,,528,8 monatlich .. 

Im Durchschni.tt hätte für diese Hit\ven im 2 .. Halb­

ja,hr 1971 die Ausgleichszulage demnach 101 S be-

tragen •. Die in Zeile' (4) genannten ..,litwen erhalten 

zu ihrer vIi tv.renpensio,n aus der So,zial versicherung aus 

Mitteln des KOVG eine Ergänzung auf '1 .. 528 S mo,nat­

lieh. Damit ko,mmensie für eine Ausgleichszulage im 

Rahmen der So,zialversicherung nicht in Frage. 

Unter Berücksichtigung der Abnahme der Z8111 
, . 

. ', der 1.Jlt\ven und der Häufigkeit eines Do,ppelbezuges 

KOVGund So,zialversicherung kann für das 20 Halb­

jahr 1971 die Erspa:r ... nis an Ausgleichszula~en wie 

fblgt geschätzt werden~ 

für die in Zeile (2) angeführten Witwen 

19 .. 600 x 202 x 7 = 27, 7l1ill. S 

für die in Zeile (3) rulg~führten Witwen 

4 .. 700 x 1,01 x 7 = 3,3 11 

zusammen 31 ,0 Mili .. S 

Dieser Minderaufwand fu'1 Ausgleichszulagenbe:" 
, , 

. trifft c1asl{apit.el 16 des Bundesyo,ranschlages, 1971 
. ~ 

,"SozialversicherunglI. Dem stellt bei Kapo 15 "So,~ia:ies" 

ein l1ehraufitland vo,n rund 80 1'1i11. S gegenüber als 

:B'o,lge der Verbesserungen der Rentenleistungen in der 

':Kriegsopferversorgung, insbeso,nderedurch die Er-

I 
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höhung der\.Ji twenzusatzrenten und Witwenbeihilfen 

ab' 1 .. "Juli 1971~ Die' tatsächliche Ausgabenemtwicklung 
, ' , 

im zi,..-eiten Halbjahr 1971' wir,d zeigen,' inwiewe'it 

zwischerrden beiden genannten ~apiteln des Bundes­

voranschlages ein finanzieller: Ausgleich not\,'Jendig 

sein wird" 

Zu Punkt ~: 

" , : ,. § '136 Abs" 5 des 1\llgemeinen Sozial versiche­

Tungsgesetzes bestimmt, daß der Versicherungsträger 

in den'Fällen, in denen eine besondere ,soziale Schutz­

bedürftigkeit des Versicherten gegeben ist, auf die 

Einhebung der Rezeptgeb'ühr verzichten k8l1.n" Auf Grund 

di'eser'Regelung hat der Hauptverband der öster-
, , 

reichischen Sozial versicherungsträger 81Il 140 September, 

1970 im Interesse eines einheitliche:p. Vorgehens 

Richtliriienüber die Befreiung von der Rezeptgebühr 

erlasseno Darin werden zunächst Gruppen von Ver-

,sicherten angeführt, bei denen die besondere soziale,' 

Schutzbedürftigkeit im Hinblick auf die ihnen gebührenden 

Leistungen '(beispielsweise Notstandshilfe ,Ausgleichs-:- .' 

zulage ,VorschuB nach § 18 ARÜG) anzunehmen 1l..."t1d' daher 

von der Einhebung der Rezeptgebühr abzusehen ist. Für 

die von dieser Regelung nicht erfaßten Fälle ver-

'v/eist der Hauptverband im Sinne der zitierten gesetz­

liclren )3estimmungen darauf, daß der Versicheru....'1.gs­

träg~rallf Antrag, eines Versichert;eri bei' Vorlißg~n 
einer sozialen Schutzbedürftigkeit von der Einheb:tlng' 

, der R~zeptgebühr absehen bzw. die eingehobene Rezept­

gebühr aus den>I'1itteln des Unterstützungsfonds rück­

erstatten kann 0 
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·Die Versicherungsträger haben es somit auch 
'nach dem Ausscheiden der Kriegerwi t"·len. aus dem in 
den zitierten: Richtlinien umschriebenen Personen-· 
kreis in der Hand, i? Falle einer besonderen sozialen 
.Schutzbedürftigkeitdie betreffendeWi t\ve von der 
Rezeptgebührzu befreien .. Es bedarf sona9h keiIfer 

Gesetzesänderung .. Bezüglich einer Änderung der 
erwähnten Richtlinien hat; sich die Zentralorgani-. . .. . 

sa.tion dc~r Kriegsopferverbände Österreichs bereits 
:an den .Hauptverband gewendet .. Die Verha..'ldlungen 
der beid~n Stellen in diese:p Frage sinet gegemvärt:i,g· . 
. noch im Gange. 

Der Bundesminister: 

,. 

.~; . 
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